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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans
des ERP-Sondervermögens für das Jahr 2000
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 2000)

A. Zielsetzung

Förderung der deutschen Wirtschaft.

B. Lösung

Bereitstellung von Mitteln in Höhe von rd. 13,5 Milliarden DM für
die im Wirtschaftsplan genannten Förderzwecke sowie der damit
verbundenen Kosten. Die Ausgaben werden durch Zins- und
Tilgungseinnahmen und zu rd. 47 v.H. durch Kreditaufnahme finan-
ziert.

C. Alternativen

Keine

D. Kosten der öffentlichen Haushalte

1.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
vgl. Abschnitt B

2.  Vollzugsaufwand
Der ERP-Wirtschaftsplan wird im wesentlichen von den Hauptleih-
instituten (Deutsche Ausgleichsbank und Kreditanstalt für Wieder-
aufbau) und Hausbanken durchgeführt. Die Kosten der Verwaltung
des ERP-Sondervermögens trägt der Bund. Die Verwaltung obliegt
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie.
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E. Sonstige Kosten

Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (insbesondere der Mit-
telstand) und Freie Berufe erhalten im Rahmen des Fördervolumens
zinsgünstige Kredite. Bei den geförderten Unternehmen entstehen
hierfür im Zuge der Kreditausreichung keine zusätzlichen Kosten, sie
werden im Gegenteil durch die zinsgünstigen Kredite von Kosten
entlastet. Die mit der Gewährung der Kredite verbundenen Kosten
der Hauptleihinstitute und der Hausbanken werden durch die aus
dem ERP-Sondervermögen getragenen Bankenmarge gedeckt.
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Bundesrepublik Deutschland
Der Bundeskanzler Berlin, den 29. Oktober 1999

022 (412) – 660 05 – Er 17/99

An den
Präsidenten des
Deutschen Bundestages

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans des
ERP-Sondervermögens für das Jahr 2000 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 2000)

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt.

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie.

Der Bundesrat hat in seiner 742. Sitzung am 24. September 1999 gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2
ersichtlich, Stellung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der
als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt.

Gerhard Schröder
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Anlage 1
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 742. Sitzung am 24. Sep-
tember 1999 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu
nehmen:

Der Bundesrat bittet, bei dem Titel 862 02-330 „Finan-
zierungshilfen an private Unternehmen der gewerblichen
Wirtschaft zur Förderung von Investitionen für Umwelt-
schutz und Energieeinsparungen“ nicht über die relative
Reduzierung des Gesamtplanes des ERP-Sonderver-
mögens hinaus zusätzliche Gelder einzusparen.

Eine Mittelzuführung zugunsten des Titels 862 02-330
könnte zu Lasten des Titels 862 01-691 vorgenommen
werden.

Begründung

Die überproportionale Reduzierung des Ansatzes im Ti-
tel 862 02-330 „Finanzierungshilfen an private Unter-
nehmen der gewerblichen Wirtschaft zur Förderung von
Investitionen für Umweltschutz und Energieeinsparun-
gen“ widerspricht den Bemühungen von Bund und Län-
dern, mittelständische Unternehmen zu einer umweltori-
entierten Unternehmensführung und Investitionstätigkeit
im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung zu motivieren.

Gerade im Hinblick auf die erforderliche Konsolidierung
der öffentlichen Haushalte ist es erforderlich, in der In-
vestitionsförderung eindeutige Schwerpunkte zu setzen.
Diese Schwerpunkte sollten den Anforderungen der
Agenda 21 für eine nachhaltige Entwicklung gerecht
werden. Der vorliegende Gesetzentwurf widerspricht
diesem Ziel.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Das Fördervolumen des ERP-Wirtschaftsplanes 2000
beträgt 11 Mrd. DM nach 13 Mrd. DM im Jahre 1999.
Bei der Festlegung dieses Fördervolumens hat sich die
Bundesregierung an der voraussichtlichen Inanspruch-
nahme der Fördermittel in 1999 auf der Basis bereits
vorliegender Ist-Werte orientiert. Sie geht davon aus,
dass der Mittelansatz von 11 Mrd. DM ausreichen wird,
um die Nachfrage in den Förderbereichen insgesamt zu
befriedigen.

Bei der Festlegung der Mittel für die einzelnen Förder-
bereiche wurden darüber hinaus auch zu erwartende
Veränderungen mit einbezogen. Beim Mittelansatz für
den Titel 862-02 330 in Höhe von 2,1 Mrd. DM wurde
auch berücksichtigt, dass der große Nachholbedarf in der
gewerblichen Wirtschaft der neuen Länder, der in den
Vorjahren zu sehr deutlichen Überschreitungen der An-
sätze des ERP-Wirtschaftsplanes geführt hat, inzwischen
weitgehend abgedeckt ist und die qualitativen Anforde-
rungen im Interesse einer deutlichen Verbesserung der
Umweltwirksamkeit deutlich angehoben wurden. Der
Mittelansatz entspricht deshalb der zu erwartenden
Nachfrage. Die betroffenen Bundesressorts sind sich
darüber einig, dass die Mittelbereitstellung bedarfsge-
recht erfolgt. Durch die gegenseitige Deckungsfähigkeit
der Titelgruppe 682 besteht immer die Möglichkeit, den
Umwelt- und Energiespartitel im Rahmen anderweitig
nicht ausgeschöpfter Mittel zu verstärken.

Die Bundesregierung hält deshalb an der vorgeschlage-
nen Mittelaufteilung fest. Eine sachliche Notwendigkeit
der Veränderung besteht nach der geschilderten Sachlage
nicht.
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